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sojo. DARMSTADT/RÜSSELSHEIM.
Was war los am 27. April 2019 in Rüssels-
heim? Laut einem 25 Jahre alten Ange-
klagten offenbar nichts, worüber man re-
den müsste, schon gar nicht vor Gericht.
Name, Alter, Wohnanschrift und seinen
Beruf, den er mit „nichts“ angibt, nennt
der junge Mann zwar noch, doch dann ist
Schluss. Sein Mandant werde nun „voll-
umfänglich schweigen“, sagt Verteidiger
Axel Küster zu Prozessbeginn.

Der Vorwurf, dem sich der Angeklagte
seit gestern vor der Schwurgerichtskam-
mer des Landgerichts Darmstadt stellen
muss, wiegt schwer: versuchter Mord.
Der junge Mann soll am Tattag gegen
4 Uhr morgens in einem Streit eine Waffe
gezogen und mehrfach auf seinen Gegner
sowie dessen Bruder geschossen haben.
Tatort war ein Café am Bahnhofsplatz in
der Rüsselsheimer Innenstadt. Die bei-
den Männer, auf die geschossen worden
sein soll, entkamen, und auch der Schütze
soll das Weite gesucht haben. Das steht
fest. Doch dann wird es undurchsichtig.
Warum geschossen wurde, was danach ge-
schah und wie die Hintergründe zu dem
Fall sind, ist auch neun Monate nach den
Geschehnissen unklar. Denn nicht nur
der Angeklagte schweigt, auch die mut-
maßlichen Opfer sagen nichts.

Beteiligt an der Auseinandersetzung
waren Mitglieder zweier Rüsselsheimer
Großfamilien. Zwar ist aktuell nur der

Schuss des fünfundzwanzigjährigen Mit-
glieds der einen Sippe angeklagt. Das Spu-
renbild, das zu Prozessbeginn vor Gericht
dargelegt wurde, lässt allerdings vermu-
ten, dass sich die Gegenseite zu wehren
wusste. Vor dem Wohnhaus des Angeklag-
ten, nahe dem Café in der Innenstadt gele-
gen, weisen zahlreiche Patronenhülsen
und Schmauchspuren an Fensterrahmen,
Säulen und Scheiben auf einen Schuss-
wechsel hin. Zudem haben sowohl das
mutmaßliche Opfer, das vor Gericht als
Nebenkläger auftritt, als auch dessen Bru-
der eine Aussage verweigert – und sich da-
bei auf Paragraph 55 der Strafprozessord-
nung berufen. Schweigen darf demnach,
wer sich selbst oder einen nahen Angehö-
rigen der Gefahr der Strafverfolgung aus-
setzt. Kurz gesagt: Wer sich selbst oder ei-
nen engen Verwandten belasten würde,
muss nichts sagen.

Zwar liegt der Verdacht nahe, dass
nach den Schüssen am Café die Mitglie-
der der einen Familie auf das Haus der an-
deren Sippe geschossen haben. Beweise
dafür, dass es sich tatsächlich so zugetra-
gen hat, gibt es aber offenbar nicht. Er-
mittlungen in diese Richtung wurden ein-
gestellt. Neun Sachverständige, darunter
Spuren- und Schusswaffenexperten des
hessischen Landeskriminalamts und ein
psychiatrischer Gutachter, sollen nun vor
Gericht Licht ins Dunkel bringen. Der
Prozess wird fortgesetzt.

T
heoretisch leben die Bewohner
des Hochtaunuskreises in der
schönsten aller digitalen Wel-
ten. Nach dem Breitbandatlas

des Bundes sei er der am besten mit
schnellem Internet versorgte Landkreis
in Deutschland, sagte die hessische
Digitalministerin Kristina Sinemus (par-
teilos) am Dienstagabend. Praktisch
aber stößt der für das Thema zuständige
neue Erste Kreisbeigeordnete Thorsten
Schorr (CDU) bei jedem seiner Antritts-
besuche auf weiße Flecken. „Wo ich auf-
tauche, werde ich auf Lücken in der Ver-
sorgung hingewiesen.“ Außerdem gilt
die von Sinemus genannte Abdeckung
nur für eine Übertragungsrate von
50 Megabit je Sekunde.

Der Kreis will deshalb bis Ende 2021
mehr als 20 Millionen Euro investieren,
um den Datendurchsatz auf 100 Megabit
zu erhöhen und bisher schlecht versorg-
te Haushalte und Unternehmen am digi-
talen Leben teilhaben zu lassen. 90 Pro-
zent der Anschlüsse sollen bis dahin auf
diesen Wert aufgerüstet sein. „Wir wol-
len wettbewerbsfähig bleiben, allein die
schöne Natur reicht dafür nicht“, sagte
Landrat Ulrich Krebs (CDU). Im Haus-
halt des Hochtaunuskreises stehen dafür
lediglich vier Millionen Euro. Die Minis-
terin brachte den Zuwendungsbescheid
über einen Landeszuschuss von sechs
Millionen Euro persönlich vorbei, wäh-
rend der Bund mit zehn Millionen Euro
den größten Teil der Gesamtsumme
übernimmt.

Schon Ende 2013, also vor mehr als
sechs Jahren, hat der Kreistag den flä-
chendeckenden Breitbandausbau be-
schlossen. Seither wurde der Bedarf ab-
gefragt, es gab ein Interessenbekun-
dungs- und ein europaweites Vergabever-
fahren, in dem sich der Anbieter Inexio
aus Saarlouis durchgesetzt hat. Im gan-
zen Hochtaunus wurden 700 sogenannte
Anschlusspunkte ausgemacht, die mit
Glasfaserleitungen versorgt werden sol-
len. Weil ein Anschluss auch ein Mehrfa-
milienhaus versorgen kann, stehen da-
hinter 1267 Haushalte. Außerdem be-

kommen 99 Unternehmen und 20 öffent-
liche und private Schulen eine schnelle
Datenleitung. „Manche Schule wird
noch mit einer Funklösung versorgt“,
sagte der Landrat. „Sie sollen aber alle
über Glasfaser angeschlossen werden.“

Wo der Ausbau beginnt, steht nach
Worten von Digitaldezernent Schorr
noch nicht fest. Der Umfang hingegen
schon. Eine Strecke von 186 Kilometern
muss aufgegraben werden, 306 Kilome-
ter Glasfaser und 247 Kilometer Leerroh-
re kommen in die Erde. Größere weiße
Flecken gebe es im dünner besiedelten
Usinger Land, sagte Schorr. Im Vorder-
taunus finde sich der größte Bedarf in
Friedrichsdorf. Grundsätzlich soll Glas-
fasertechnik vor allem dort verlegt wer-
den, wo die Übertragungsrate nicht ein-
mal 30 Megabit je Sekunde erreicht und

in den nächsten drei Jahren keine Verbes-
serung in Sicht ist. Nicht ausgeschlossen
also, dass der eine oder andere schlecht
versorgte Straßenzug plötzlich mit
100 Megabit vorne liegt.

Diese Lücke will Götz Esser (FWG)
füllen, Bürgermeister von Weilrod und
damit der Gemeinde im Hochtaunus-
kreis mit der größten Fläche. Auf ihr ver-
teilen sich 13 Ortschaften mit teilweise
nur 150 Einwohnern. Er will mit Inexio
darüber sprechen, wo die Gemeinde
durch das Verlegen von Leerrohren Orts-
teile für den Anbieter interessant ma-
chen kann, die nach den Kriterien des
Kreises nicht berücksichtigt werden,
weil es schon eine Grundversorgung
gibt. „Wir fangen gewissermaßen bei
den Haushalten mit 31 Megabit an“, sag-
te Esser. Die Bewohner müssten natür-

lich mitziehen. Denn die Anbieter ma-
chen die Versorgung von einer ausrei-
chenden Zahl von Vorverträgen abhän-
gig. „Notfalls gehe ich auch selbst von
Haustür zu Haustür“, kündigte der Bür-
germeister an. Mit dem jetzt bevorste-
henden Ausbau durch den Kreis habe er
zum ersten Mal das Gefühl, einen
Schritt voranzukommen.

Der Hochtaunuskreis ist nicht der ein-
zige, in dem Hessen schnelle Internetver-
bindungen fördert. 270 Millionen Euro
stelle die Landesregierung hierfür in die-
ser Legislaturperiode zur Verfügung, sag-
te Sinemus, und weitere 50 Millionen
Euro für den Ausbau der Mobilfunknet-
ze. Nach der Gigabit-Strategie stehe da-
bei die Anbindung von Schulen, Kran-
kenhäusern und Gewerbegebieten an
erster Stelle.

bie. OBERURSEL. Die Lage kann man
verkehrsgünstig nennen: Die S-Bahn-Li-
nie ist so nah, dass die Grundstücksgren-
ze Ausbuchtungen für die Oberleitungs-
masten aufweist. Bis zur U-Bahn-Stati-
on und den Bushaltestellen sind es nur
wenige Schritte, den Blick auf den Bahn-
hof gibt es gratis. Auf einem schmalen
Streifen zwischen Lenaustraße und
Bahnlinie will die Stadtentwicklungs-
und Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Oberursel (Sewo) ein Wohn- und Ge-
schäftshaus mit 18 Wohnungen bauen.
Dazu sollen die Stadtverordneten in ih-
rer nächsten Sitzung den Bebauungs-
plan auf den Weg bringen. Der Name
Frankfurter Straße 1–3 ergibt sich, weil
sie die südwestliche Seite des knapp
3500 Quadratmeter großen Grund-
stücks begrenzt.

Die Zwei- bis Vierzimmerwohnungen
sollen günstig sein und für einen Qua-
dratmeterpreis von neun bis zehn Euro
vermietet werden. Die Sewo strebe an,
sie ohne Fördermittel zu errichten, sag-
te am Dienstag Geschäftsführerin Kers-
tin Giger. Dann sei man bei der Bele-
gung flexibler. Wenn das Bebauungs-
planverfahren zügig vonstattengeht und
parallel geplant wird, hält der Leiter der

Stadtplanung, Arnold Richter, einen
Baubeginn in der ersten Hälfte 2021 für
möglich.

Das Konzept der Bietergemeinschaft
von Karl Richter und Jelena Duchrow,
die sich im Sommer 2018 im Auswahl-
verfahren durchgesetzt hat, sieht ein
viergeschossiges, mit hellem Klinker ver-
kleidetes Gebäude vor. Der Bebauungs-
plan lässt eine Höhe von 15 Metern zu,
nach Worten Richters gut einen Meter
mehr als die Spitze des Bahnhofsdachs.
Der Neubau sei städtebaulich wichtig,
weil er den Blick auf den älteren „Aus-
reißer“, das elfgeschossige Apartment-
haus südlich des Bahnhofs, abmildere.
Giger sagte, mit Rücksicht auf den denk-
malgeschützten Bahnhof werde die Fas-
sade an der Rückseite ruhiger und die
Flächen würden einheitlich gestaltet.

Um den Preis nicht in die Höhe zu
treiben, verzichte man auf eine Tiefgara-
ge. Stattdessen werde das Erdgeschoss
als Parkhaus genutzt. Dadurch fielen
drei ursprünglich geplante Wohnungen
weg. Durch die gute Nahverkehrsanbin-
dung lasse die Stellplatzsatzung eine ge-
ringere Zahl von Parkplätzen zu. Außer-
dem sei ein Mobilitätskonzept mit E-
Bikes und Car-Sharing-Angeboten ge-
plant, so dass es leichtfalle, auf ein eige-

nes Auto zu verzichten. An der zur
Frankfurter Straße gelegenen Seite sei
im Erdgeschoss eine gewerbliche Nut-
zung vorgesehen.

Die Sewo, zu deren Bestand derzeit
nur Gewerbeimmobilien gehören, will
die Wohnungen im Eigentum behalten.
„Wir werden da aktiv, wo der Markt
nicht funktioniert“, sagte Giger. Ein Ver-
kauf in einigen Jahren sei aber nicht aus-
geschlossen. „Die Sewo ist keine Woh-
nungsgesellschaft“, sagte Bürgermeister
Hans-Georg Brum (SPD). „Wir können
keine großen Bestände aufbauen.“ Für
ihn fügt sich das Projekt in zahlreiche
Bauvorhaben mit einem Anteil günsti-
ger Wohnungen, die derzeit an mehre-
ren Stellen entstehen. Auch auf dem
Gleisdreieck gegenüber ist ein Neubau
mit 60 Wohnungen geplant. Von diesen
sollen 20 Prozent, also zwölf, in die Ka-
tegorie „bezahlbar“ fallen. Für eine wei-
tere Fläche am anderen Ende der Lenau-
straße zeichne sich ebenfalls eine Nut-
zung ab, sagte Brum. Auf dem noch
nicht bebauten Eckgrundstück des eins-
tigen Geländes der Fluggesellschaft
Aero Lloyd wolle ein Investor ein Hotel
oder Boardinghaus errichten. Weil es
sich um ein Mischgebiet handele, kä-
men keine Wohnungen mehr in Frage.

bie. BAD HOMBURG. Mit einer
Online-Umfrage unter jungen Men-
schen zwischen zwölf und 21 Jahren
will die Stadt Bad Homburg heraus-
finden, wo diese sich gern treffen und
ihre Freizeit verbringen wollen. Die
Teilnehmer können Ideen, Wünsche
und Kritik zu öffentlichen Flächen
und Plätzen äußern. Mit Hilfe der
Antworten soll ein Gesamtkonzept
für die öffentlichen „Jugend(ak-
tiv)plätze“ entwickelt werden.

„Wir wollen jungen Menschen aus
Bad Homburg Orte anbieten, an de-
nen sie sich treffen und Zeit miteinan-
der verbringen können“, begründet
Sozialdezernentin Lucia Lewalter-
Schoor (SPD) den Vorstoß. Dabei
wolle man die Vorstellungen der Ju-
gendlichen ernst nehmen. Sie könn-
ten sich nach der Umfrage an einer
Projektgruppe beteiligen, der außer
Mitarbeitern der Stadtverwaltung
auch der Jugendbeirat angehörten.

Die Umfrage läuft bis 16. März auf
der Seite jugendplatz.questionopi-
nio.eu im Internet. Sie ist ein Ergeb-
nis des Stadtentwicklungskonzepts
2030, das als ein Leitziel ausgegeben
hatte, Bad Homburg solle eine ju-
gendfreundliche Stadt werden. Dabei
spielten „Plätze für junge Menschen“
eine entscheidende Rolle.

Schießerei gibt Rätsel auf
Angeklagter und mutmaßliche Opfer schweigen

Neue Hoffnung: Seit Jahren stockt der Breitbandausbau in Weilrod, nun könnte er wieder Fahrt aufnehmen.  Foto Wolfgang Eilmes

was. BAD VILBEL. Zum Hessentag im
Juni kommt am besten voran, wer mit der
Bahn anreist und sich vom Nordbahnhof
zu Fuß rund einen Kilometer zum Landes-
fest aufmacht. Auf direktem Weg geht es
zum Veranstaltungsgelände mit der Lan-
desausstellung, und von dort aus lässt
sich das Hessentagsareal, das vom Fest-
platz an der Nidda über den Burgpark ins
Stadtzentrum führt, quasi auf einem
Rundweg erkunden, der wieder am Bahn-
hof endet.

Tatsächlich setzt die Stadt auf An- und
Abreise mit der Bahn und auch aufs Fahr-
rad, wenn es darum geht, die bis zu eine
Million Besucher vom 5. bis 14. Juni durch
die Stadt zu lotsen. Wer dennoch mit dem
Auto kommt, muss einen Bogen um die
Stadt machen und einen der drei Groß-
parkplätze ansteuern. In der Nähe der Hes-
sentagsarena, an der Büdinger Straße und
beim Ortsteil Dortelweil sollen rund
10 000 Stellplätze zur Verfügung stehen;
damit niemand näher an das Geschehen
heranfahren kann, sperrt die Stadt nahezu
die gesamte Innenstadt.

Wie Timo Jehner, Leiter der Straßenver-
kehrsbehörde, auf einer Informationsver-
anstaltung für Anwohner sagte, sind die
Sperrungen auch für Einheimische mit
Einschränkung verbunden. Sie dürfen die
Sperren zwar passieren, allerdings nicht
überall fahren und parken.

Die Verkehrsplaner haben die Innen-
stadt in vier Zonen eingeteilt und eine Lis-
te ausgelegt, aus der ersichtlich wird, wel-
che Straße zu welcher Zone gehört. Die da-
zugehörigen Vignetten können von Febru-
ar an bei der Stadt beantragt werden, zuge-
stellt werden sie von Mai an. Zufahrtsbe-
rechtigungen brauchen aber nicht nur An-
wohner, davon betroffen sind auch Liefe-
ranten, Paketdienste, Pflegedienste und
Taxen. Weil die Vignetten auf die jeweili-
gen Fahrzeuge bezogen sind, können Fir-
men und Anwohner, die mehrere Autos be-
sitzen, auch mehrere Berechtigungskarten
beantragen.

Mit den größten Einschränkungen
muss rechnen, wer sein Domizil in der ro-
ten Zone hat, die den Kernbereich des Hes-
sentags umfasst. Das Gebiet erstreckt sich
vom Kreisel am Südbahnhof über die
Frankfurter Straße, wo die Hessentagsmei-
le aufgebaut wird, mit umliegenden Stra-
ßen in Richtung Nidda, über Marktplatz
und die Straßen am Burgpark bis zum Ver-
anstaltungsgelände am Festplatz. Hinzu
kommen die Straßen rund um den Nord-
bahnhof. In diesem Gebiet ist die Zufahrt
nur von 5 Uhr bis 8.30 Uhr erlaubt. Ge-
parkt werden darf nur auf privaten Flä-
chen, die Zufahrt ist aber über sämtliche
Zonen gestattet.

Die Bewohner der drei anderen Zonen
dürfen in ihre jeweiligen Gebiete fahren
und parken. Die Bewohner der gelben
oder grünen Zone können das auch in der
jeweils anderen Zone tun. Die der violet-
ten Zone dürfen über die Straßen der gel-
ben und der grünen Zone fahren.

Für Anwohner dürften die Reglemen-
tierungen auch Gutes haben, denn es ent-
fällt während des Hessentags sowie der
Aufbau- und Abbautage der Pendlerver-
kehr durch die Stadt. An Ausweichrouten
fehlt es nicht, die Hauptwege rund um
Bad Vilbel bleiben offen.

Wer aus Richtung östlicher Wetterau
und westlichem Main-Kinzig-Kreis
kommt, fährt über die B 521 in Richtung
Frankfurt, westlich führt die Bundesstra-
ße um Bad Vilbel herum ins Zentrum des
Rhein-Main-Gebiets. Von den Einschrän-
kungen betroffen ist auch der Stadtbus, zu-
mal der Busbahnhof am Nordbahnhof
nicht angesteuert wird. Die aus Richtung
Dortelweil kommende Linie endet bei-
spielsweise in der Dieselstraße, aus Rich-
tung Gronau geht es nur bis zum Parkplatz
an der Büdinger Straße, von wo aus ein
Shuttlebus die Fahrgäste weiter in Rich-
tung Stadt bringt. Die südliche Verbin-
dung endet an einem provisorisch einge-
richteten Busbahnhof am Südbahnhof.

Parken im Erdgeschoss
Städtische Gesellschaft baut günstige Wohnungen am Oberurseler Bahnhof

sojo. DARMSTADT. Der Darmstäd-
ter Luisenplatz soll per Video über-
wacht werden. Dazu hat die Stadt
nach ihren Angaben am Mittwoch
die nächsten Schritte eingeleitet und
Aufträge an zwei Firmen vergeben.

Zur Überwachung des zentralen In-
nenstadtplatzes sollen an vier Stand-
orten 15 Kameras installiert werden,
die ihre Bilder wiederum an drei Sta-
tionen übertragen: das nahe gelegene
1. Polizeirevier, die Stadtwache der
Kommunalpolizei und die Leitstelle
des Polizeipräsidiums Darmstadt.
Die Kosten betragen den Angaben zu-
folge knapp 400 000 Euro, von denen
das Land Hessen zwei Drittel und die
Stadt ein Drittel übernehmen wer-
den. (Ausführlicher Bericht folgt.)

was. BAD VILBEL. Die ersten Wohn-
häuser im Quellenpark sind fertig, weite-
re werden folgen. Rund 4000 Menschen
sollen am Nordrand von Bad Vilbel ein
Zuhause bekommen. Die Stadt rechnet
damit, dass es besonders Familien sind,
die sich dort ansiedeln. Deshalb gehören
zu den wichtigsten Projekten für die Infra-
struktur des neuen Quartiers zum einen
eine Grundschule, die in Regie des
Wetteraukreises gebaut wird.

Die Stadt leistet ihren Beitrag zur fa-
milienfreundlichen Siedlung mit gleich
zwei Kindergärten unter einem Dach.
Auf einem gut 5000 Quadratmeter gro-
ßen Grundstück entsteht ein Gebäude,
das für 248 Jungen und Mädchen konzi-
piert ist. Die Einrichtungen sind für je-
weils sechs Gruppen vorgesehen, vier

für ältere Kinder und zwei für die Jüngs-
ten. Der Gebäudekomplex bekommt ei-
nen zentralen Eingang, von wo aus zwei
Flügel für die beiden Kitas abzweigen.
Ebenerdig befinden sich die Gruppen-
räume sowie Ruhezimmer für die Klein-
kinder. Hinzu kommen dort auch Räume
für die Kindergartenleitung.

Im Obergeschoss wird Platz geschaf-
fen für Gymnastik- und Werkraum sowie
die Küche. Hinzu kommen Räume für
Mitarbeiterbesprechungen und für den
Austausch mit Eltern. Genutzt werden
soll das Gebäude nicht nur zu den Öff-
nungszeiten der Kitas, die Stadt will dort
auch ein Familienzentrum einrichten,
das für Beratungen und Informationsver-
anstaltungen und für nachbarschaftliche
Aktivitäten zur Verfügung stehen soll.

In der Mitte des Areals wird ein Spiel-
platz angelegt, ansonsten ist für das Au-
ßengelände viel Grün geplant. Ist die
Kommune für den einen Kindergarten zu-
ständig, so übernimmt die Trägerschaft
für den anderen die evangelische Chris-
tuskirchengemeinde, die in der Stadt
noch eine eigene Kita betreibt. Die Chris-
tuskirchengemeinde hatte sich nach Aus-
kunft aus dem Rathaus in einem europa-
weiten Vergabeverfahren durchgesetzt.
So haben Eltern also die Möglichkeit,
zwischen unterschiedlichen Trägern und
Konzeptionen zu wählen, die sich beide
sozusagen vor der Haustür befinden. Mit
der Inbetriebnahme der Kitas wird für
Ende des Jahres gerechnet. Rund zehn
Millionen Euro investiert die Stadt in die-
sen Neubau.

20Millionen gegenweiße Flecken Hessentag:
Zufahrt nur mit Vignetten
Sperrzonen in der Bad Vilbeler Innenstadt

Treffpunkte für
Jugend gesucht

15 Kameras
auf Luisenplatz

Zwei Kindergärten in einemHaus
Einrichtung für mehr als 200 Kinder im Bad Vilbeler Quellenpark

Auch im gut versorgten
Hochtaunus hat nicht
jeder einen schnellen
Internetzugang. Nach
gut sechs Jahren ist
Abhilfe in Sicht.

Von Bernhard Biener
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